
Tarifrunde Tageszeitungen: 

„Lasst das Gejammer“
Zeitschriften: dju fordert 6 Prozent 
In die kommende Tarifrunde für etwa 8.000 
Redakteurinnen und Redakteure bei Zeit-
schriften geht die Deutsche Journalistin-
nen- und Journalisten Union (dju) in ver.di mit 
einer Gehaltsforderung von sechs Prozent, 
die erstmals auch für die bei Online- und Ta-
blet-Publikationen der Verlage arbeitenden 
festangestellten Journalistinnen und Jour-
nalisten gelten soll. Dem Verband Deutscher 
Zeitschriftenverleger (VDZ) wurde mit der 
fristgerechten Kündigung zum 30. Septem-
ber auch die Aufforderung zu einem baldigen 
Verhandlungsbeginn mitgeteilt. 
„Für die Kolleginnen und Kollegen in Zeit-
schriftenredaktionen muss sich auf der 
Gehaltsseite in dieser Tarifrunde ordentlich 
was tun. Durch die wachsenden Anforderun-
gen und eine anhaltend steigende Produkti-
vität in den Redaktionen, aber auch wegen 
der zur Gesamtwirtschaft relativ modera-
ten Gehaltsentwicklung der letzten Jahre, 
ist die von der dju geforderte Erhöhung um 
6 Prozent angemessen und berechtigt. Mit 
dieser Gehaltsrunde muss auch endlich die 
zunehmende Zahl der Redakteurinnen und 
Redakteure in den Online-Bereichen der Ver-
lage in den Tarif einbezogen werden. Die Ver-
leger können nicht mehr erklären, warum 
sie unsere Forderung dazu immer wieder 
ablehnen und diese Personen vom Tarifver-
trag ausschließen. Gleichzeitig sollten die 
Zeitschriftenverleger tunlichst keine Hand an 
die Basis-Regelungen im Manteltarifvertrag 
legen, da gibt es nämlich bei der dju keine Be-
reitschaft Abstriche zu akzeptieren“, erklärte 
der ver.di-Verhandlungsführer Matthias von 
Fintel.
Im Kündigungsschreiben hat ver.di dem VDZ 
zudem bestätigt, dass auf Wunsch des Ver-
legerverbandes auch eine Kündigung des 
Manteltarifvertrages akzeptiert wird, wenn 
diese nicht wie bisher vorgesehen sechs, 
sondern nun drei Monate zum Ende des Jah-
res 2013 ausgesprochen wird.

Die dju in ver.di hat fristgerecht den Ta-
rifvertrag für arbeitnehmerähnliche freie 
Journalisten zum 31. Juli gekündigt. 
Die Bedeutung der auch entsprechend dem 
Tarifvertragsgesetz „12 a-Tarifvertrag“ ge-
nannten Regelungen steige bei zunehmend 
engerer Anbindung von immer mehr Freien 
als Reporter und Pauschalisten in Redaktions-
diensten: „Einen Gehaltsabschluss für fest An-
gestellte wird es nur in Kombination mit einem 
Abschluss für die Freien geben. Wir lassen 

nicht zu, dass Feste und Freie gegeneinander 
ausgespielt werden. Sie stehen gemeinsam 
für die hohe journalistische Qualität in den Re-
daktionen“, sagte Frank Werneke, stellvertre-
tender ver.di-Vorsitzender und Verhandlungs-
führer. Bereits in der letzten Tarifrunde sei der 
Redakteurstarifvertrag nur in Verbindung mit 
einem vergleichbaren Abschluss für die Freien 
abgeschlossen worden. Erreicht worden seien 
damit im Vergleich zu Festangestellten sogar 
leicht bessere lineare Tariferhöhungen um je-

weils zwei Prozent im Oktober 2011 und im 
August 2012.
„Unsere Forderung nach einer Gehaltserhö-
hung von 5,5 Prozent für die Redakteurinnen 
und Redakteure an Tageszeitungen schließt 
explizit auch die Honorare der Freien und eine 
verbindliche Steigerung der Einkommen der 
wachsenden Zahl von Pauschalisten ein“, kün-
digte Werneke an.

http://dju.verdi.de/-/XVr

Tageszeitungen:

Freie sollen 5,5 Prozent mehr Honorar bekommen

Am 19. Juli sollen die Verhandlungen für ei-
nen neuen Flächentarifvertrag für die rund 
14.000 Redakteurinnen und Redakteure 
an Tageszeitungen sowie für Freie und Pau-
schalisten beginnen. Die dju in ver.di fordert 
für sie 5,5 Prozent mehr Geld. Auch Online-
Journalisten sollen künftig nach den Redak-
teurstarifverträgen  bezahlt werden. Das hat 
die dju-Tarifkommission beschlossen. 
Im Interview mit dem Branchendienst „News-
room.de“ erläuterte Ulrich Janßen, dju-
Bundesvorsitzender, die Position der dju. 
Im Gespräch mit Newsroom.de-Chefredakteur 
Bülend Ürük sagte Ulrich Janßen an die Adres-
se der Verleger, die über die wirtschaftliche 
Lage klagen: „Die Verlagsmanager sollten das 
Gejammer lassen. Die eigene Branche ständig 
krank zu reden, macht Zeitungen weder für An-
zeigenkunden attraktiv, noch für Abonnenten.“ 
Auf ein „Wunschkonzert“ will sich der boden-
ständige Niedersachse bei den Verhandlungen 
mit den Verlegern nicht einlassen. „Wir wollen 
eine Einigung. Aber wir gehen nicht als wehrlose 

Umfrage zur Tarifrunde
Die dju Ostwestfalen-Lippe hat die Journalisten 
in der Region gefragt, welche Themen in der 
kommenden Tarifauseinandersetzung wichtig 
sein sollen. Fast 43 Prozent der gut 400 fest-
angestellten Tageszeitungs-Journalistinnen 
und -Journalisten der Region beteiligten sich. 
Die größte Bedeutung haben für die Redakteu-
rinnen und Redakteure die Tarifbindung und 
Tariftreue. Das Spektrum der Fragen reichte 
von politischen Forderungen bis zur Ausrüs-
tung am Arbeitsplatz. Stichworte waren auch 
die Vergütung von Onlinearbeit, Regelungen 
für Pauschalisten und Freie, Leiharbeit, Ur-
laubstage, Schichtzuschläge, Zeitverträge und 
die Arbeitszeit. Die Ergebnisse im Internet:

http://dju-nrw.verdi.de/-/Y4V

Ulrich Janßen, dju-Bundesvorsitzender
Foto: Christian von Polentz/transitfoto

Bittsteller, die auf Gedeih und Verderb ein 
Diktat schlucken müssen“, betonte Janßen.
Das Interview auf Newsroom.de:

http://tinyurl.com/qy3rddt

http://dju.verdi.de/-/XVr
https://dju-nrw.verdi.de/-/Y4V
http://tinyurl.com/qy3rddt
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Buchverlage Hessen: Abschluss 
 

Die Tarifvertragsparteien im hessischen 
Groß- und Außenhandel / Verlage haben in 
der dritten Runde am 21. Juni einen neuen 
Tarifvertrag abgeschlossen. Danach steigen 
die Löhne und Gehälter der rund 120.000 
Beschäftigten zum 1. Juli 2013 um drei 
Prozent und zum 1. Mai 2014 um weitere 
2,1 Prozent. Die Ausbildungsvergütungen 
werden rückwirkend zum 1. Mai 2013 um 
27 Euro und ab 1. Mai 2014 um weitere 19 
Euro in allen Ausbildungsjahren erhöht. Im 
April 2014 wird eine Einmalzahlung in Höhe 
von 90 Euro fällig. Der Tarifvertrag hat eine 
Laufzeit bis zum 30. April 2015. ver.di-Ver-
handlungsführer Bernhard Schiederig: „Der 
Tarifabschluss ist ein Kompromiss, der sich 
durchaus sehen lassen kann. Er verhilft den 
Beschäftigten zu einer Reallohnsteigerung. 
Ohne die Aktivitäten und Streiks wäre ein 
solches Ergebnis nicht möglich gewesen.“

Bremer Tageszeitungs AG:

„fairlesen“ auf dem Marktplatz
Die Bremer Tageszeitungs AG – kurz BTAG 
– („Weser Kurier“, „Bremer Nachrichten“) 
plant einen weiteren, massiven Stellenabbau. 
Dagegen protestierten Beschäftigte in der 
Bremer Innenstadt.
Bis Jahresende sollen nach dem Willen des 
Vorstandes beim „Weser-Kurier“ die Druck-
vorstufe mit zwölf Beschäftigten und Service-
center mit 41 Beschäftigten geschlossen wer-
den. Zusätzlich sollen sieben Beschäftigte aus 
weiteren Abteilungen gehen. Damit stehen 60 
betriebsbedingte Kündigungen im Raum. Wei-
tere Beschäftigte aus dem kaufmännischen 
Bereich, dem Druckhaus und der Redaktion 
sollen „freiwillig“ gehen. Finden sich nicht genü-
gend „Freiwillige“, sollen weitere Abteilungen 
geschlossen werden. Seit 2005 wurde die 
Belegschaft bereits um mehr als die Hälfte 
reduziert. 

Nach Einschätzung von ver.di will der Vor-
stand jetzt 113 Arbeitsplätze streichen. Das 
Angebot, dies mit einem Beschäftigungssiche-
rungstarifvertrag zu vermeiden, lehnte der 
Vorstand ab.  „Bereits in den vergangenen 
Jahren waren Tarifflucht und Outsourcing von 
Abteilungen bei der  Bremer Tageszeitungen 
AG an der Tagesordnung“, stellte Rainer Kuhn, 
Geschäftsführer ver.di Bezirk Bremen-Nord-
niedersachsen, fest. Er befürchtet, dass wei-
tere Aufgaben an Dienstleister, die weit unter 
Tarif zahlen, vergeben werden.  

Exakt dies geschah in der Vergangenheit: 
Die Anzeigenakquisiteure  des „Weser-Kurier“ 
sind schon lange in die tariflose Medien Ver-
marktung Bremen (MVB) ausgelagert, die 
einen Betriebsrat hat. Im vergangenen Jahr 
wurde ein Großteil der Aufgaben der MVB 
an die neu gegründete SKC, die zur Stark-Fir-

mengruppe gehört, vergeben. Damit sollte ein 
Betriebsübergang nach §613a BGB, bei dem 
die Beschäftigten ihre Ansprüche mitnehmen, 
vom Unternehmen umgangen werden. 

Zur SKC wechselten zahlreiche Anzeigen-
verkäufer. Bei der MVB verblieb lediglich eine 
Restmannschaft und der Betriebsrat, die vor 
dem Arbeitsgericht auf Übernahme klagen. 
Zehn Prozesse wurden dort bisher gewon-
nen, weitere stehen noch aus. Die Gerichte 
begründeten ihre Entscheidung damit, dass 
der „Kern“ der MVB auf die SKC übergegan-
gen wäre. Die MVB hat die wesentlichen Anzei-
genkunden an die SKC verloren. Die SKC wird 
übrigens von Johannes Weberling, Rechtsan-
walt und Aufsichtsratsvorsitzender der BTAG, 
vertreten.   

In neue, tariffreie Firmen sollen auch die noch 
bei der BTAG beschäftigten Zeitungszusteller 
wechseln, sonst wird ihnen mit betriebsbe-
dingter Kündigung gedroht. Für die Arbeitge-
ber entwickelt sich dieses neue Projekt dem 
Anschein nach aber zu einem Fiasko: Es fehlen 
schlichtweg die Zusteller. Deshalb sind be-
triebsbedingte Kündigungen für die rund 800 
Beschäftigten der BTAG Logistik wieder vom 
Tisch. Jedoch sollen sie zum 1. Januar 2014 
in ein neu gegründetes Unternehmen wech-
seln. Damit bleiben ihre tariflichen Ansprüche 
bestehen.  

Blog der Zeitungszusteller:   
www.zeitungszusteller-bremen.de

Auch zum aktuellen Stand und zu den Protes-
ten der Verlagsbeschäftigten hat ver.di einen 
Blog eingerichtet:

www.protest-kurier.de

Verleger auf der (Tarif-)Flucht
Die Verlagsgruppe Rhein-Main (VRM) mit 
Sitz in Mainz hat bei den Arbeitgeberverbän-
den der Zeitungsverleger für Hessen und 
Rheinland-Pfalz eine Mitgliedschaft ohne Ta-
rifbindung, eine sogenannte OT-Mitgliedschaft 
beantragt. Damit hält sich keiner der großen 
Zeitungsverlage in Rheinland-Pfalz mehr an die 
einschlägigen Tarifverträge für Verlage und 
Redaktionen. In Hessen sind die Beschäftig-
ten der beiden Wiesbadener Tageszeitungen 
„Kurier“ und „Tagblatt“ von der Tarifflucht der 
VRM betroffen.
Manfred Moos von ver.di Hessen sieht in der 
Tarifflucht einen „weiteren krassen Vertrau-
ensbruch“ gegenüber der Belegschaft. Nach 
der Ausgliederung des Mainzer Druckbetrie-
bes der VRM in das tariflose Druckzentrum 
Rhein-Main in Rüsselsheim sei der Wechsel 
des Verlags in die OT-Mitgliedschaft das klare 
Signal, dass die Beschäftigten nun auch für 
die Kosten des aktuellen Wandels vom klas-
sischen Verlagshaus zum Content-Anbieter 
aufkommen sollten. Nach ver.di-Informationen 
sollen künftig durch niedrigere Gehälter und 
längere Arbeitszeiten bei den Beschäftigten 
mindestens 15 Prozent eingespart werden. 
Als besonders zynisch bezeichnet Manfred 
Moos den gewählten Zeitpunkt der Tarifflucht. 
„Gerade erst wurde die faktische Zusammen-
legung der Redaktionen von ,Wiesbadener Ku-
rier‘ und ,Tagblatt‘ vollzogen. Die Beschäftigten 
haben in diesem Prozess für einen weitgehend 
reibungslosen Ablauf gesorgt. Als Dank wird 
ihnen nun der Tarifschutz entzogen.“
ver.di Rheinland-Pfalz zeigte sich überrascht 
und bestürzt. Achim Schulze: „Vorsicht Über-
fall kann man da nur sagen. Ziel sind die Kon-
ten der Beschäftigten. Es ist aber auch eine 
Bankrotterklärung für die Zeitungsverleger 
insgesamt. Mit der Möglichkeit der OT-Mit-
gliedschaft hat sich der Arbeitgeberverband 
selber als Sozialpartner verabschiedet und 
kann sich in Zukunft darauf konzentrieren, 
Pressebälle zu organisieren.“

Auf Klappstühlen sitzend protestierten Beschäftigte gegen den neuerlichen Stellenabbau mit übergro-
ßen Zeitungsattrappen auf dem Bremer Marktplatz.             Foto: N. Kück

http://www.zeitungszusteller-bremen.de/
http://www.protest-kurier.de


Die Geschäftsführung der zur Hamburger 
Bauer Media Group gehörenden „Magde-
burger Volksstimme“ muss mit dem Be-
triebsrat über einen Sozialplan verhandeln. 
Das entschied die 1. Kammer des Landes-
arbeitsgerichts Sachsen-Anhalt in Halle un-
ter dem Vorsitzenden Richter Frank Böger 
in zweiter Instanz. Zuvor hatte bereits das 
Arbeitsgericht Magdeburg im Februar 2013 
zugunsten eines Sozialplanes entschieden. 
Die „Volksstimme“-Geschäftsführung hatte 
dieses Urteil angefochten. Die jetzt ergange-
ne Entscheidung ist unanfechtbar.
Der „Volksstimme“-Betriebsrat und die Ge-
werkschaften DJV und ver.di begrüßten das 
Urteil. Betriebsratsvorsitzender Winfried 
Borchert erklärte dazu: „Unser Ziel ist es, den 
rund 30 Mitarbeitern der im Februar zerschla-
genen Volksstimme-Mantelredaktion einen so-
zialen Ausgleich für den Verlust ihrer tariflich 
bezahlten Arbeitsplätze zu verschaffen.“ Es 
sei bedauerlich, dass die „Volksstimme“-Ge-
schäftsführung erst durch einen Gerichtsent-
scheid dazu gebracht werden musste. Die Fir-

menleitung sei nun aufgefordert, unverzüglich 
ein verhandlungsfähiges Angebot vorzulegen.

DJV-Landesvorsitzender Uwe Gajowski sag-
te: „Ich freue mich über den Erfolg unserer 
Kolleginnen und Kollegen und drücke ihnen 
die Daumen für die sicherlich schwierigen So-
zialplanverhandlungen. Was Recht ist, muss 
Recht bleiben.“

Michael Kopp, Fachbereichsleiter Medi-
en der Gewerkschaft ver.di/dju sagte: „Die 
Volksstimme-Geschäftsführung hat mit allerlei 
juristischen Tricks versucht, sich ihrer sozi-
alen Verantwortung für die entlassenen bzw. 
jetzt viel schlechter bezahlten Kolleginnen und 
Kollegen zu entziehen. Es ist ein ermutigendes 
Signal, dass die Gerichte darauf nicht herein-
gefallen sind.“

Die „Volksstimme“-Mantelredaktion war zum 
1. Februar aufgelöst und auf insgesamt fünf 
Mini-GmbH aufgespalten worden. Alle Mitar-
beiter verloren entweder ihre tariflich bezahl-
ten Jobs oder sahen sich gezwungen, die glei-
che Arbeit bei deutlich schlechterer Bezahlung 
zu leisten.
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„Magdeburger Volksstimme“:

Betriebsrat erzwingt Sozialplanverhandlungen

Abschluss Elsevier
Ende Juni konnten in der zweiten Verhand-
lungsrunde für die Beschäftigten der Ver-
lagsgruppe Elsevier ein neuer Haustarif 
abgeschlossen werden. Ab 1. Juni 2013 er-
höhen sich die Tarifgehälter  der Vergütungs-
gruppen eins bis sechs um 2,5 Prozent. Ab 
1. Juni 2014 werden sie noch einmal um 2,5 
Prozent erhöht. Darüber hinaus wurde eine 
Einmalzahlung in Höhe von 100 Euro brutto 
vereinbart. Teilzeitkräfte erhalten sie anteilig. 
Der Abschluss hat eine Laufzeit bis 28. Fe-
bruar 2015. Die Erklärungsfrist beider Par-
teien endet am 12. Juli 2013. In der ersten 
Verhandlungsrunde hatte der Arbeitgeber 
kein Angebot vorgelegt, ver.di forderte 6,5 
Prozent für ein Jahr.

Der Haustarifvertrag für die Verlagsgruppe 
Elsevier lag auch bisher schon über dem bay-
erischen Flächentarifvertrag. Die jetzt verein-
barte Steigerung bedeutet zum Beispiel für 
die Gruppe V: Flächentarifvertrag ab dem 
dritten Beschäftigungsjahr 3402 Euro brut-
to. Nach dem bisherigen Haustarifvertrag ab 
dem zweiten Beschäftigungsjahr 3669  Euro 
brutto . Ab dem 1. Juni 2013 steigt der Mo-
natslohn auf auf 3760,73 Euro und ab dem 
1. Juni 2013 auf 3854,76 Euro brutto. 

Personalabbau bei G+J
Der Vorstand von Gruner+Jahr (G+J) hatte 
auf Personalversammlungen  angekündigt, die 
Zeitschriften und Online-Publikationen neu ord-
nen zu wollen. Damit soll nach vom Vorstand 
nicht kommentierten Presseberichten ein Per-
sonalabbau von rund 200 Beschäftigten  ver-
bunden sein. Erklärtes Ziel sei es, „mehr Pro-
dukte mit weniger Personen“ zu produzieren. 
Zudem sollen Special-Interest-Angebote künf-
tig online und in Mobildiensten als paid-con-
tent  angeboten werden. Weiterhin plant der 
Bertelsmann-Konzern aus der  Auslandsparte 
von Gruner+Jahr die prosperierenden Märkte 
in Indien  und China, sowie die erfolgreichen 
Business-Informationen an sich zu  ziehen. Im 
Hintergrund droht zudem ein  Bertelsmann-
Zentralisierungsprogramm für IT, Finanz-, 
Rechnungs- und  Personalwesen, das weiteren 
Stellenabbau nach sich ziehen könnte. „Nach 
der Schließung der Financial Times Deutsch-
land droht nun die nächste Personalabbauwel-
le, die als Effizienzprogramm verschleiert wird. 
Produktentwicklungen und das Entstehen von 
neuen Bezahl-Angeboten mit gleichzeitig weni-
ger Personal zu stemmen, ist kaum möglich, 
ohne dass die Qualität auf der Strecke bleibt. 
Bertelsmann scheint hier die Kostenschraube 
zu überdrehen und gefährdet die Entwicklung 
des Verlags in ohnehin schwierigen Zeiten“, 
sagte der stellvertretende ver.di-Vorsitzende 
Frank Werneke. ver.di werde sich mit dem Be-
triebsrat dagegen zur Wehr setzen und vom 
G+J-Vorstand Aussagen einfordern, unter wel-
chen Arbeitsbedingungen für die Kolleginnen 
und Kollegen im Verlagshaus die Produktion 
und Entwicklung der vielfältigen Verlagsange-
bote gewährleistet werden könne.

Scharf kritisiert die Deutsche Journalistin-
nen- und Journalisten Union (dju) in ver.di 
die Ablehnung eines Presseauskunftsgeset-
zes für Bundesbehörden durch die Mehrheit 
der CDU/CSU-FDP-Abgeordneten im Innen-
ausschuss des Deutschen Bundestags: „Die 
Bundesregierung hat die Chance verpasst, 
der Transparenz ihres behördlichen Tuns 
einen angemessenen rechtlichen Rahmen 
zu verpassen. Damit konterkariert schwarz-
gelb alle Sonntagsreden zum hohen Stellen-
wert der Pressefreiheit“, sagte dju-Bundes-
geschäftsführerin Cornelia Haß. 
Nachdem das Bundesverwaltungsgericht im 
Februar entschieden hatte, dass die in den 
jeweiligen Landespressegesetzen verankerten 
Auskunftsansprüche aus formal-rechtlichen 
Gründen nicht auf die Bundesbehörden wie 
beispielsweise den Bundesnachrichtendienst 

anzuwenden seien, gebe es keine Alternati-
ve zu einem entsprechenden Bundesgesetz. 
Dazu habe die SPD-Bundestagsfraktion einen 
Entwurf vorgelegt, der den Auskunftsansprü-
chen der Medien gerecht geworden wäre. 
Auch die schriftliche Urteilsbegründung des 
Bundesverwaltungsgerichts habe dem Ge-
setzgeber einen klaren Handlungsauftrag er-
teilt: „Das Verhalten der Bundesregierung ist 
unverständlich und unverantwortlich. Künftig 
herrscht Rechtsunsicherheit über die Aus-
kunftsansprüche gegenüber den Bundesbe-
hörden. Das ist ein für eine Demokratie nicht 
akzeptabler Zustand“, unterstrich Haß. Es blei-
be zu hoffen, dass nach der Bundestagswahl 
unter neuen Mehrheitsverhältnissen ein an-
derer Weg eingeschlagen und die notwendige 
Transparenz über staatliches Handeln wieder 
hergestellt werde.

Presserecht:

Kein Rechtsanspruch auf Auskunft 

Berliner Verlag:

Schrecken ohne Ende?
In den vergangenen Jahren wurden zahlrei-
che Stellen beim zur Kölner Mediengruppe 
DuMont-Schauberg gehörenden Berliner 
Verlag (u.a. „Berliner Zeitung“, „Berliner Ku-
rier“) gestrichen. Weitere sollen folgen.   
Zehn freiwillige Abgänge verhindern, dass 
beim Boulevardblatt „Berliner Kurier“ 13 Ar-
beitsplätze wegfallen. Das von der Geschäfts-
führung geforderte Einsparvolumen wurde 
auch so erreicht. Bis 31. März 2014 sind 
jetzt betriebsbedingte Kündigungen durch 
eine Vereinbarung mit dem Betriebsrat aus-
geschlossen. Bei der „Berliner Zeitung“ sollen 
in der Redaktion zehn Entlassungen und eine 

Änderungskündigung ausgesprochen werden. 
Der Betriebsrat kündigte an, dem vehement 
zu widersprechen.
Auch im Verlagsbereich wird weiterhin radikal 
abgebaut: Zehn Beschäftigte des Rechnungs-
wesens wurden entlassen, das Kundencenter 
und die Poststelle mit zusammen fünf Beschäf-
tigten abgewickelt. 
Durch die beendete gemeinsame Produktion 
mit der „Frankfurter Rundschau“ waren in 
den vergangenen Monaten bereits zahlreiche 
Beschäftigte entlassen worden. Insgesamt ad-
diert sich der Stellenabbau auf mehr als 100 
Arbeitsplätzte.
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Westfalen-Blatt-Gruppe:

Haustarif gekündigt
Rendite über Journalismus?
ver.di kritisierte Mitte Mai die Pläne des Axel 
Springer Verlags, nach denen mutmaßlich 
170 bis 200 Stellen in Redaktionen der BILD-
Zeitung von Auslagerung oder Kündigungen 
betroffen sein sollen. Überlegt werde dem-
nach, Teile der Redaktionen von regionalen 
Ausgaben der BILD-Zeitung in andere Redak-
tionen zu versetzen, beispielsweise in die nicht 
tarifgebundene B.Z., oder ganz in die Bild-
Digital GmbH auszulagern. „Was hier ohne 
wirtschaftliche Not geplant wird, dokumentiert 
einen Strategiewechsel, der gefährlich und 
kontraproduktiv ist“, warnte der stellvertre-
tende ver.di-Vorsitzende Frank Werneke. „Die 
Springer-Produkte sind hoch profitabel. Trotz-
dem sollen Redaktionen ausgedünnt, die Ren-
dite durch das Setzen auf windige Internetge-
schäftsmodelle weiter gesteigert werden, die 
auf nutzergenerierten Inhalten statt Journalis-
mus basieren.“ Damit verfolge nun auch Sprin-
ger den fragwürdigen Trend, kostenintensive 
Lokal- und Regionalredaktionen und vor allem 
ein vielfältiges Presseangebot von Verlagen 
abzubauen.
Die Axel Springer AG sei zur Offenlegung von 
Renditen verpflichtet und dokumentiere, dass 
mit Zeitungen nach wie vor Profite erzielt 
werden könnten, die sonst kaum ein anderes 
Geschäftsfeld erreiche. Aber das scheint bei 
Axel Springer nicht mehr auszureichen, son-
dern es wird nach den noch rentableren On-
linegeschäftsfeldern gesucht. Für die nötigen 
Investitionen wird dagegen im Journalismus 
Personal und damit Recherche, Sorgfalt und 
Vielfalt abgebaut. 
Werneke kündigte an, dass ver.di mit den Kol-
leginnen und Kollegen bei der Axel Springer AG 
Wege suchen werde, diesen Plänen, wenn sie 
sich bewahrheiteten, entgegen zu treten.

Prinovis Itzehoe:

Sozialplan ausgehandelt
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Prinovis schließt die Druckerei in Itzehoe, bis 
Ende April 2014 soll die Produktion auslau-
fen, rund 1000 Beschäftigte verlieren ihren 
Arbeitsplatz. Anfang Juni konnten ver.di und 
der Betriebsrat einen Sozialplan aushandeln. 
In dem Werk wird unter anderem der Stern 
gedruckt.  
Pro Beschäftigungsjahr erhalten rund 600 
direkt bei Prinovis Angestellte Mindestabfin-
dungen in Höhe von 1,25 Monatsgehältern. 
Zusätzlich werden hohe Zuschläge für Be-
schäftigte mit Kindern sowie für Schwerbe-
hinderte und für niedrige Abfindungen gezahlt. 
Vereinbart wurden zudem eine zwölfmonati-
ge Transfergesellschaft und Regelungen für 
Weiterbeschäftigung an anderen Prinovis-
Standorten. ver.di hatte auch für die 350 Leih-
arbeit- und Werkvertragsnehmer Abfindungen 

gefordert. Dies hat Prinovis abgelehnt. Er-
reicht wurde aber, dass das Unternehmen für 
sie eine sechsmonatige Transfergesellschaft 
einrichtet. 

Monatelang hatten die  Beschäftigten pro-
testiert. Sie forderten unter anderem von den 
Prinovis-Eigentümern Bertelsmann und Sprin-
ger Hilfen für die strukturschwache Region, 
darüber werden weitere Gespräche geführt. 
„Kein Sozialplan kann den ungeheuren Scha-
den, den diese Werkschließung anrichtet, 
ausgleichen“, sagte ver.di-Verhandlungsführer 
Martin Dieckmann. Die im Vergleich zu ande-
ren Sozialplänen sehr hohen Abfindungen wür-
den daran wenig ändern. Allerdings habe der 
hohe politische Druck, den die Beschäftigten 
mit ihren Aktionen aufgebaut hatten, zu die-
sem Ergebnis maßgeblich beigetragen. 

Abschluss Verlage NRW
Für die Angestellten im Verlagsbereich 
Buch und Zeitschriftenverlage in Nordrhein-
Westfalen konnte zwei Prozent mehr Ge-
halt, Löhne und Ausbildungsvergütungen ab 
1.1.2014 erreicht werden. Ab 1.1.2015 
steigen sie noch einmal um 1,9 Prozent. Die 
Laufzeit beträgt 24 Monate.

Die Firmentarifverträge der zur Westfalen-
Blatt-Gruppe gehörenden Unternehmen 
Westfälisches Volksblatt (Zeitungsverlag 
für das Hochstift Paderborn GmbH), Her-
forder Kreisblatt (Busse GmbH) sowie Pan-
orama-Verlags- und Werbegesellschaft mbH 
(Herausgeber zahlreicher Anzeigenblätter) 
sind durch Geschäftsführer Frank Best frist-
gerecht zum 31. Dezember 2013 gekündigt 
worden. Betroffen sind davon Redakteurin-
nen und Redakteure sowie Volontärinnen 
und Volontäre.
Dem Vernehmen nach will die Unterneh-
mensleitung mögliche Veränderungen am 
Manteltarifvertrag für die Firmentarifverträge 
übernehmen. Der Manteltarifvertrag für die 
Tageszeitungsredaktionen ist vom Bundes-
verband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) 
ebenfalls zum 31. Dezember gekündigt wor-
den. „Für die Gewerkschaften hat diese Kündi-
gung bei den WB-Unternehmen etwas Positi-
ves: Die Streikbereitschaft bei den betroffenen 
Kolleginnen und Kollegen dürfte sich im Ver-
gleich zur Tarifauseinandersetzung 2011 
stark erhöhen. Damals hatten die Firmentarif-
verträge noch Bestand“, sagt dju-Bezirksvor-
sitzender Frank Bell. Die Verleger wollen unter 
anderem Urlaubstage streichen, die Gehälter 

aller Redaktionsmitglieder einfrieren, die Wo-
chenarbeitszeit erhöhen, Gehaltserhöhungen 
von Weiterbildung der Kolleginnen und Kolle-
gen sowie von der jeweiligen Kaufkraft der Re-
gion abhängig machen.

„Wir werden gegen diese unverschämten 
Forderungen wieder mindestens so erfolg-
reich kämpfen wie 2011. Das Maß ist voll“, 
betont Bell. Die Renditen der Tageszeitungs-
verlage seien nach wie vor gut. Sie sollen auf 
Kosten der Beschäftigten in Redaktionen, Dru-
ckereien und Verlagen zugunsten der Anteils-
eigner mindestens gehalten, wenn nicht sogar 
gesteigert werden. Wer aber, wie die Verleger 
dauernd betonen, Qualitätsprodukte abliefern 
will, der braucht gut ausgebildete und vernünf-
tig bezahlte Mitarbeiter.

http://dju-nrw.verdi.de/-/YRK

„Märkische Allgemeine“:

Tariffrei „gebündelt“
Die zur Verlagsgruppe Madsack gehörende 
„Märkische Allgemeine“ (Potsdam) will zum 
1. September 13 Lokalredaktionen in vier 
neue Regionalverlage auslagern. 
In Informationsveranstaltungen erläuterte die 
Verlagsleitung den Beschäftigten das neue 
Konzept einer dezentralen lokalen Berichter-
stattung und einer entsprechenden Anzeigen- 
und Vertriebstätigkeit. Laut einer E-Mail der 
Geschäftsführung und der Chefredaktion soll 

in den vier Regionalverlagen nicht nur die Lokal-
redaktionen, sondern „auch alle lokalen Markt-
aktivitäten im Anzeigen- und Vertriebsgeschäft 
der Tageszeitung sowie des Wochenspiegels“ 
gebündelt werden.  Wie der Betriebsrat mit-
teilte, wurde auf den Informationsveranstal-
tungen deutlich, dass alle Verträge von Freien, 
Handelsvertretern und Pauschalkräften über-
prüft werden sollen.  Die neuen Regionalverla-
ge sollen nicht tarifgebunden sein.

http://druck.verdi.de/newsletter
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